
9 K 4116/13

Verwaltungsgericht Hamburg

Urteil vom 27.05.2015

T e n o r

Die Klage wird abgewiesen.

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Der Kläger kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe der festzusetzenden Kosten abwenden,  
falls nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe des zu vollstreckenden Betrages leistet.

T a t b e s t a n d

Der Kläger begehrt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis.

Der  Kläger  ist  ein  am ...  1965 geborener  ecuadorianischer  Staatsangehöriger.  Er  wurde erstmals  2005 in  

Deutschland ausländerrechtlich erfasst. Das daraufhin eingeleitete asylrechtliche Verfahren wurde seitens des  

Klägers nicht weiter verfolgt. Nach eigenen Angaben erfolgte die erneute Einreise nach Deutschland im Juli 

2011. Der Kläger lebte seit der Wiedereinreise im Juli 2011 bis Februar 2014 in einer gemeinsamen Wohnung  

mit seiner Lebensgefährtin, der am ... 1980 geborenen ecuadorianischen Staatsangehörigen …. Seit Februar 

2014  hält  sich  der  Kläger  nach  eigenen  Angaben  in  Spanien  …  auf,  da  sein  Antrag  im Verfahren  des  

einstweiligen Rechtsschutzes rechtskräftig abgewiesen wurde.

Seine Lebensgefährtin [Frau X] reiste im Dezember 2007 nach Deutschland ein und besitzt seit Juni 2009 eine 

Aufenthaltserlaubnis aufgrund von § 25 Abs. 5 AufenthG, die zuletzt bis Februar 2017 verlängert wurde. Seit 

Juni 2010 ist ihr die Beschäftigung erlaubt. Bei der letzten Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis im März 

2014 teilte das Bezirksamt mit, dass Frau X Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehe.

Der Kläger und Frau X haben einen gemeinsamen Sohn, …, der am 13. Oktober 2011 geboren wurde. Bereits 

im August 2011 hatte der Kläger die Vaterschaft anerkannt und erklärt, das gemeinsame Sorgerecht mit seiner 

Lebensgefährtin  zu übernehmen.  Der  Sohn … besitzt  eine Aufenthaltserlaubnis  nach § 25 Abs.  4 Satz  2  

AufenthG und lebt in der Familienwohnung.

Frau  X  hat  eine  weitere  Tochter,  ….  Sie  wurde  am  11.  Mai  2008  in  Hamburg  geboren,  auch  sie  ist 

ecuadorianische Staatsangehörige. Sie ist im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 33 Satz 1 AufenthG, die 

bis Mai 2016 gültig ist. Die Vaterschaft für sie hat der Bruder des Klägers, der im ... 1962 in Ecuador geborene  

…, im August  2008 anerkannt.  Das  Sorgerecht  haben beide Elternteile  gemeinsam inne.  Der  Bruder  des 
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Klägers  ließ  im  Jahr  2012  eine  Geschlechtsumwandlung  vornehmen  und  hat  einen  neuen  Namen,  …, 

angenommen (im Folgenden: Frau Y).

Frau Y reiste erstmals 1992 in die Bundesrepublik ein und beantragte die Anerkennung als Asylberechtigte.  

Das Asylverfahren wurde im August  1993 nach Rücknahme des  Asylantrags  eingestellt.  Ein weiterer,  im 

Januar 1994 gestellter Asylantrag wurde im Februar 1994 abgelehnt. Nachdem sie eigenen Angaben zufolge 

jedenfalls 1995 ausgereist war, hielt sie sich im Januar und Februar 2001 in Deutschland auf, reiste erneut im 

Oktober 2001 ein und begründete im Januar 2002 die eingetragenen Lebenspartnerschaft mit einem deutschen 

Staatsangehörigen, der im Januar 2006 verstarb. Zum Zweck der Führung dieser Lebenspartnerschaft hatte  

Frau Y im Februar 2002 eine befristete Aufenthaltserlaubnis erhalten, die fortlaufend verlängert wurde. Seit  

Juli 2008 besitzt sie eine Niederlassungserlaubnis aufgrund von § 9 Abs. 2 AufenthG.

Seit dem Tod des Lebenspartners im Jahr 2006 arbeitete Frau Y im Wesentlichen durchgehend, seit Februar 

2013 ist sie als Reinigungskraft in Festanstellung beschäftigt. Sie lebt in Hamburg und hat dort einen neuen 

Lebensgefährten. Mit ihrer Tochter ... lebte sie von der Geburt im Mai 2008 an bis zum Frühjahr 2011 in der 

gemeinsamen Wohnung mit  Frau X. Auch nach ihrem Auszug hielt  Frau Y den Kontakt  zu ihrer Tochter  

aufrecht. Die Tochter besucht sie an den Wochenenden regelmäßig, meist zwei Mal für jeweils mindestens  

zwei Stunden. Darüber hinaus telefonieren Vater und Tochter wöchentlich etwa zwei Mal miteinander. Die  

Tochter hat ein gutes Verhältnis zu ihrem Vater.

Der  Kläger  beantragte  im  November  2011  erstmals  eine  Aufenthaltserlaubnis  aufgrund  einer  geltend 

gemachten familiären Lebensgemeinschaft mit seinem Sohn ... Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid 

vom 4.  April  2013 ab und drohte die Abschiebung an. Hiergegen legte der Kläger unter Verweis auf die  

familiäre Lebensgemeinschaft mit seinem Sohn ... im April  2013 Widerspruch ein. Mit Bescheid vom 25.  

September 2013 wies die Beklagte den Widerspruch zurück und lehnte gleichzeitig den Antrag auf Aussetzung 

der Vollziehung nach § 80 Abs. 4 VwGO ab. Zur Begründung führte sie aus, der Kläger sei aufgrund seines  

nur kurzen Aufenthalts in Deutschland kein faktischer Inländer. Dass er in Deutschland ein Kind habe, sei kein 

besonderer Umstand des Einzelfalls i.S.d. § 5 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 AufenthG, der zu einer Unzumutbarkeit der 

Nachholung  des  Visumverfahrens  führen  würde.  Auch  lebe  der  Bruder  des  Klägers  in  keiner  familiären 

Gemeinschaft mit einem Deutschen mehr, es sei darüber hinaus unklar, welchen Beitrag er zur familiären 

Sorge  der  Tochter  leiste.  Eine  eventuell  bestehende  familiäre  Lebensgemeinschaft  könne  in  Ecuador  

fortgeführt werden, eine Verwurzelung der Familie im Inland sei nicht gegeben.

Hiergegen hat der Kläger am 8. Oktober 2013 Klage erhoben und einen Antrag im Verfahren des einstweiligen  

Rechtsschutzes  gestellt.  Es  bestehe  eine  unter  dem  Schutz  von  Art.  6  Abs.  1  GG  stehende  familiäre 

Lebensgemeinschaft zwischen ihm, seinem Sohn ... und über diesen zu Frau X. Diese lebe wiederum in einer  

familiären Lebensgemeinschaft mit ihrer Tochter ... Auch zwischen der Tochter ... und ihrem Vater, Frau Y, sei 

von einer familiären Lebensgemeinschaft auszugehen. Diese Gesamtgemeinschaft könne nur im Inland gelebt 
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werden, da es Frau Y aufgrund ihres langjährigen rechtmäßigen Aufenthalts in Deutschland, ihrer Berufs -

tätigkeit  sowie  ihrer  sozialen  Kontakte  nicht  zumutbar  sei,  die  familiäre  Lebensgemeinschaft  in  Ecuador 

fortzuführen.  Die  Unzumutbarkeit  ergebe  sich  zusätzlich  aus  dem  Umstand,  dass  sie  aufgrund  ihrer 

Geschlechtsumwandlung von ihrer Familie in Ecuador verstoßen worden sei, sie sich aufgrund ihrer sexuellen  

Orientierung nicht mehr nach Ecuador traue und auch aufgrund ihrer gesundheitlichen Probleme (Bluthoch-

druck  und  Nierenprobleme)  nicht  in  Ecuador  leben  könne.  Die  Ausreise  des  Klägers  sei  auch  deshalb  

unmöglich, weil seine Lebensgefährtin Frau X wegen ihrer Tochter ... nicht mit ihm ausreisen werde, so dass  

es zu einer Trennung der familiären Lebensgemeinschaft kommen werde.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte zu verpflichten, dem Kläger unter Aufhebung der Verfügung vom 4.4.2013 in Form des 
Widerspruchsbescheides vom 25.9.2013 eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Zur Begründung bezieht sie sich auf die vorangegangenen Bescheide und führt ergänzend an, dass davon 

auszugehen sei, dass Frau Y die Vaterschaft nur aus Gründen der Aufenthaltssicherung für Frau X sowie für  

die Tochter ... anerkannt habe. Auch könnten alle Beteiligten die familiäre Lebensgemeinschaft in Ecuador 

fortführen. Dass Frau Y aufgrund ihrer sexuellen Orientierung bzw. Geschlechtsumwandlung nicht in Ecuador  

leben könne, sei ein zielstaatsbezogenes Ausreisehindernis, welches nur gegenüber dem Bundesamt für Migra-

tion und Flüchtlinge geltend zu machen sei. Dies habe hierzu aber bereits entschieden und ein Abschiebe-

hindernis nicht festgestellt.

Das Gericht hat den Antrag des Klägers im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes mit Beschluss vom 23. 

Oktober  2013  abgelehnt  (9  E  4117/13).  Die  dagegen  gerichtete  Beschwerde  hat  das  Hamburgische 

Oberverwaltungsgericht mit Beschluss vom 15. Januar 2014 zurückgewiesen (3 Bs 322/13, 3 So 139/13). Die 

dagegen  erhobene  Anhörungsrüge  hat  das  Hamburgische  Oberverwaltungsgericht  mit  Beschluss  vom 11. 

Februar 2014 zurückgewiesen (3 Bs 35/14). Die gegen die Entscheidungen im Verfahren des einstweiligen 

Rechtsschutzes  und die  Bescheide  der  Beklagten erhobene Verfassungsbeschwerde  hat  das  Bundesverfas-

sungsgericht mit Beschluss vom 10. April 2014 nicht zu Entscheidung angenommen (2 BvR 329/14). Auf die 

Gründe der Entscheidungen wird verwiesen.

Am 27. Mai 2015 hat das Gericht mündlich verhandelt. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf das Protokoll  

der mündlichen Verhandlung Bezug genommen.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf die die Ausländerakten des Klägers, von Frau X, von Frau 

Y,  von  der  Tochter  von  Frau  X und  von  dem Sohn  des  Klägers,  die  das  Gericht  beigezogen  und  zum 

Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht hat, sowie die Schriftsätze der Beteiligten verwiesen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I.

Im Einverständnis der Beteiligten durfte der Berichterstatter anstelle der Kammer (vgl. § 87a Abs. 2 und 3 

VwGO) entscheiden.

II.

Die Verpflichtungsklage ist zulässig, aber unbegründet. Der angefochtene Bescheid ist nicht rechtswidrig und 

verletzt  den  Kläger  deshalb  nicht  in  seinen  Rechten;  ihm steht  ein  Anspruch auf  Erlass  des  beantragten  

Verwaltungsaktes nicht zu (vgl. § 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO).

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. Zwar ist der Antrag des Klägers auf  

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis entgegen der Ausführungen der Beklagten im Bescheid vom 4.  April  

2013 und im Widerspruchsbescheid vom 25. September 2013 nicht auf die Rechtsgrundlage des § 25 Abs. 5 

AufenthG  beschränkt.  Vielmehr  hat  der  Kläger  allgemein  die  Erteilung  einer  Aufenthaltserlaubnis  zur 

Familienzusammenführung beantragt  (vgl.  den Antrag seines damaligen Prozessbevollmächtigten vom 21. 

November 2011, Bl. 1 der Ausländerakte und den Antrag vom 7. Dezember 2012, Bl. 7 f. der Ausländerakte).  

Jedoch ergibt  sich  ein  Anspruch auf  Erteilung einer  Aufenthaltserlaubnis  weder  aus  §  36  Abs.  2  Satz  1  

AufenthG (1.) noch aus § 25 Abs. 5 AufenthG (2.).

1. Nach § 36 Abs. 2 Satz 1 AufenthG kann sonstigen Familienangehörigen eines Ausländers eine Aufenthalts-

erlaubnis zum Familiennachzug erteilt  werden, wenn dies zur Vermeidung einer außergewöhnlichen Härte  

erforderlich ist.

a) Der Kläger ist  i.S.d.  § 36 Abs. 2 Satz 1 AufenthG ein sonstiger Familienangehöriger seines leiblichen 

Sohnes ..., denn er ist als nicht mit der Mutter der Kinder verheirateter Vater keinem der sonst in Betracht  

kommenden Tatbestände des Familiennachzugs zuzuordnen.

b)  Es  liegt  aber  keine  außergewöhnliche  Härte  vor.  Eine  solche  setzt  grundsätzlich  voraus,  dass  der  

schutzbedürftige Familienangehörige ein eigenständiges Leben nicht führen kann, sondern auf die Gewährung 

familiärer Lebenshilfe dringend angewiesen ist, und dass diese Hilfe in zumutbarer Weise nur in Deutschland 

erbracht werden kann. Ob dies der Fall ist, kann nur unter Berücksichtigung aller im Einzelfall relevanten, auf 

die Notwendigkeit der Herstellung oder Erhaltung der Familiengemeinschaft bezogenen konkreten Umstände 

beantwortet werden (BVerwG, Urt. v. 30.7.2013, 1 C 15/12, juris, Rn. 12). Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

Art. 6 Abs. 1 und 2 GG keinen unmittelbaren Aufenthaltsanspruch gewährt, jedoch die Ausländerbehörden 

verpflichtet, bei der Entscheidung über ein Aufenthaltsbegehren die bestehenden familiären Bindungen des 

Ausländers an Personen, die sich berechtigterweise im Bundesgebiet aufhalten, umfassend zu berücksichtigen 

(hierzu und zum Folgenden: BVerwG, Urt. v. 30.7.2013, a.a.O., Rn. 15). Die Pflicht des Staates zum Schutz 
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der Familie drängt einwanderungspolitische Belange erst dann zurück, wenn die gelebte Familiengemeinschaft 

nur in der Bundesrepublik Deutschland stattfinden kann, etwa weil besondere Umstände demjenigen Mitglied 

dieser Gemeinschaft,  zu dem der Ausländer eine außergewöhnlich enge Beziehung hat,  ein Verlassen des  

Bundesgebiets unzumutbar machen. Handelt es sich bei diesem Mitglied der Familiengemeinschaft um ein 

Kind,  so ist  maßgeblich auf die Sicht  des Kindes abzustellen.  Die Besonderheiten,  die sich aus einer als 

„Patchwork-Familie" bezeichneten familiären Konstellation ergeben, müssen sorgfältig ermittelt und mit dem 

ihnen zukommenden Gewicht berücksichtigt werden. Auch die außerhalb der häuslichen Lebensgemeinschaft  

stehenden  leiblichen  Elternteile  der  minderjährigen  Familienangehörigen  sind  in  die  Betrachtung 

einzubeziehen. Dabei gewährleistet Art. 6 Abs. 1 GG nicht das Recht, die familiäre Lebensgemeinschaft in  

Deutschland  zu  führen,  wenn  dies  auch  in  einem anderen  Land  zumutbar  möglich  ist  (hierzu  und  zum 

Folgenden:  BVerwG, Urt.  v.  30.4.2009,  1  C 3/08,  juris,  Rn.  18).  Auch für  die  Verhältnismäßigkeit  eines 

Eingriffs  in  den  Schutzbereich  des  Art.  8  EMRK  kommt  der  Frage  erhebliche  Bedeutung  zu,  ob  das  

Familienleben ohne Hindernisse auch im Herkunftsland möglich ist oder ob die Familieneinheit auf absehbare 

Zeit zumutbar nur im Bundesgebiet hergestellt werden kann.

Gemessen an diesem Maßstab liegt keine außergewöhnliche Härte i.S.d. § 36 Abs. 2 Satz 1 AufenthG vor:

aa) Zwar ist der dreijährige Sohn ... nach Einschätzung des Gerichts auf die Gewährung familiärer Lebenshilfe  

durch seinen leiblichen Vater, den Kläger, der das gemeinsame Sorgerecht ausübt, dringend angewiesen. Der  

Kläger hat im August 2011 die Vaterschaft für seinen Sohn ... anerkannt und lebte mit diesem sowie mit Frau 

X  von  Juli  2012  bis  Februar  2014  in  einer  häuslichen  Gemeinschaft  in  der  gemeinsamen  Wohnung  in 

Hamburg  in  einer  gemäß  Art.  6  GG  geschützten  familiären  Lebensgemeinschaft.  Zur  Beendigung  des 

Zusammenlebens in der gemeinsamen Wohnung im Februar 2014 kam es nur aufgrund der rechtskräftigen 

Ablehnung des Antrags des Klägers auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes durch das Hamburgische 

Oberverwaltungsgericht im Januar 2014 und der damit einhergehenden Durchsetzbarkeit der Ausreisepflicht. 

Der Umzug des Klägers nach Barcelona, der nur erfolgte, um einer Abschiebung zu entgehen, ändert nichts  

daran, dass ... weiter auf die Gewährung familiärer Lebenshilfe durch seinen Vater, den Kläger, angewiesen ist.

bb)  Jedoch  kann  diese  familiäre  Lebenshilfe  -  auch  unter  Berücksichtigung  der  übrigen  Mitglieder  der 

„Patchwork-Familie“ des Klägers - nicht nur in Deutschland, sondern auch in Ecuador in zumutbarer Weise  

erbracht werden.

Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass zwischen dem Sohn des Klägers ... und seiner Mutter, Frau X,  

mit  der  er  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebt,  ebenso  eine  i.S.d.  Art.  6  GG  schutzwürdige  familiäre 

Lebensgemeinschaft besteht, wie zwischen Frau X und ihrer Tochter ... Eine solche ist auch zwischen ... und 

ihrem Vater Frau Y anzunehmen. Insoweit kann auf den Beschluss vom 23. Oktober 2013 im Verfahren des 

einstweiligen Rechtsschutzes (9 E 4117/13, n.v., S. 10 f.) verwiesen werden. Dass sich seit diesem Beschluss 

die Verhältnisse geändert haben, hat die Beklagte nicht vorgetragen und ist auch ansonsten nicht ersichtlich.
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Sowohl dem Kläger [(1)] als auch dessen Familienangehörigen, Frau Y [(2)], Frau X [(3)] und den beiden  

Kindern ... und ... [(4)] ist zuzumuten, sich zur Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft mit dem Kläger  

zusammen nach Ecuador zu begeben.

(1) Für den Kläger ist eine Fortführung der familiären Lebensgemeinschaft in Ecuador zumutbar. Der am 1.  

April  1965 in  Ecuador  geborene  Kläger  wurde  erstmals  im Jahr  2005 ausländerrechtlich  in  Deutschland 

erfasst. Er hat daher knapp 40 Jahre seines Lebens in Ecuador verbracht. Der durch die erneute Einreise seit  

dem 20. Juli 2011 in Deutschland begründete unrechtmäßige Aufenthalt fällt demgegenüber nicht ins Gewicht. 

Der  Kläger  hat  sich  zu  keinem  Zeitpunkt  rechtmäßig  in  Deutschland  aufgehalten  und  wurde  lediglich 

vorübergehend  vom 20.  Dezember  2012  bis  zum 19.  April  2013  geduldet.  Er  konnte  daher  zu  keinem 

Zeitpunkt  auf  einen  Verbleib  in  Deutschland  vertrauen  und  ist  hier  auch  nicht  wirtschaftlich  integriert.  

Umstände dafür, dass der Kläger sich in Ecuador nicht mehr zurechtfinden könnte, sind weder vorgetragen 

noch ersichtlich.

(2) Zur Vermeidung einer Trennung von ihrer Tochter ... ist es auch für Frau Y zumutbar, dem Familien -

verbund nach Ecuador nachzufolgen. Dem steht weder entgegen, dass sie Inhaberin einer Niederlassungs-

erlaubnis  ist  [(a)],  noch  dass  es  ihr  aufgrund  ihrer  gesundheitlichen  Probleme  oder  ihrer  Geschlechts-

umwandlung  und  sexuellen  Orientierung  unzumutbar  wäre,  auf  ein  Fortführen  der  familiären  Lebens-

gemeinschaft in Ecuador verwiesen zu werden [(c)]. Sie ist auch keine „faktische Inländerin geworden“ [(b)].

(a) Zwar ist Frau Y Inhaberin einer Niederlassungserlaubnis nach § 9 Abs. 2 AufenthG. Jedoch führt der Besitz 

einer Niederlassungserlaubnis allein nicht zur Unzumutbarkeit der Ausreise, selbst wenn hiermit ein Verlust  

des Aufenthaltstitels gemäß § 51 Abs.1 Nr. 6 AufenthG einhergehen sollte (BVerwG, Urt. v. 30.4.2009, 1 C 

3/08,  juris,  Rn.  19;  OVG Berlin-Brandenburg,  Urt.  v.  4.2.2008,  11  B 4.07,  juris,  Rn.  37).  Er  vermittelt  

lediglich das Recht, sich neben dem Heimatstaat auch in einem weiteren Staat dauerhaft rechtmäßig aufhalten  

zu können.

(b) Der Kläger kann nicht mit Erfolg geltend machen, dass Frau Y als „faktischer Inländerin“ aufgrund eines 

Verstoßes gegen geschützte Rechtspositionen aus Art. 2 Abs. 1 GG bzw. Art. 8 Abs. 1 EMRK ein Verlassen der 

Bundesrepublik zur Fortführung der familiären Lebensgemeinschaft  unzumutbar wäre.  Ein Eingriff  in die  

geschützten  Rechtspositionen  ist  rechtmäßig,  da  es  an  der  notwendigen  Entwurzelung  in  Bezug  auf  das  

Heimatland Ecuador fehlt.

Art. 2 Abs. 1 GG schützt das Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit und im Rahmen dessen auch die 

während des Aufenthalts im Bundesgebiet begründeten sonstigen persönlichen Bindungen; als allgemeines 

Menschenrecht steht das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG auch Ausländern zu (hierzu und zum Folgenden: 

BVerfG,  Beschl.  v.  10.8.2007,  2  BvR  535/06,  juris).  Der  aus  dem  Recht  auf  die  freie  Entfaltung  der  

Persönlichkeit  folgende Schutz  vor  Eingriffen ist  nur in den Schranken der verfassungsmäßigen Ordnung 
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gewährleistet, wozu jede Rechtsnorm gehört, die formell und materiell mit der Verfassung in Einklang steht.  

Dabei sind bei der Prüfung, ob ein Eingriff in Art. 2 Abs. 1 GG vorliegt und ob dieser gerechtfertigt ist, die 

Maßstäbe heranzuziehen, die für die Prüfung der Rechtfertigung eines Eingriffs in Art. 8 Abs. 1 EMRK gemäß 

Art.  8 Abs.  2 EMRK gelten.  Zu dem Recht  aus Art.  8 Abs.  1 EMRK gehört  das Netzwerk persönlicher, 

gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Beziehungen, die das Privatleben eines jeden Menschen ausmachen  

(BVerfG, Beschl. v. 21.2.2011, 2 BvR 1392/10; BVerwG, Urt. v. 27.01.2009, 1 C 40/07, beide in juris).

Ein  solches  Netzwerk  hat  Frau  Y  aufgrund  der  anzunehmenden  persönlichen  Beziehung  zu  einem 

Lebensgefährten  seit  2011,  der  beruflichen  Tätigkeit  als  Reinigungskraft  in  Festanstellung und der  damit 

einhergehenden wirtschaftlichen Integration während ihres nunmehr elfjährigen rechtmäßigen Aufenthalts in  

Deutschland aufgebaut. Die Abschiebung des Klägers würde, durch die damit möglicherweise einhergehende 

Verlagerung der  familiären  Lebensgemeinschaft  zwischen ...  und  ihrem Vater,  auch  einen  Eingriff  in  die 

geschützten Rechtspositionen darstellen.

Der Eingriff in das Recht  auf Achtung des Privatlebens ist  aber durch ein entgegenstehendes öffentliches 

Interesse  nach Art.  8  Abs.  2  EMRK gerechtfertigt.  Nach Art.  8  Abs.  2  EMRK darf  eine Behörde in  die 

Ausübung dieses Rechts dann eingreifen,  wenn der Eingriff  gesetzlich vorgesehen und in einer demokra-

tischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl 

des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit  

oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. Die Abschiebung des Klägers steht in  

Einklang mit geltendem Recht und dient einem legitimen Ziel, nämlich der Steuerung und Begrenzung des 

Zuzugs von Ausländern in die Bundesrepublik Deutschland (§ 1 Abs. 1 AufenthG).

Der Eingriff ist auch verhältnismäßig. Von der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs ist auszugehen, wenn ein 

Ausländer nicht aufgrund seiner gesamten Entwicklung faktisch zum Inländer geworden ist (Verwurzelung) 

und ihm gleichzeitig ein Leben im Staat seiner Staatsangehörigkeit nicht deswegen unzumutbar ist, weil er zu 

diesem im Sinne einer Entwurzelung keinen Bezug mehr hat (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 5.5.2014, 4 Bs 

98/14, juris, Rn. 22, m.w.N.). Wesentliche Anhaltspunkte für die Verwurzelung im Aufenthaltsstaat sind nach 

dieser  Rechtsprechung  Grund  und  Dauer  des  legalisierten  Aufenthalts  im  Bundesgebiet  sowie  dessen 

rechtlicher  Status,  gute  deutsche  Sprachkenntnisse,  die  soziale  Eingebundenheit  in  die  hiesigen  Lebens-

verhältnisse, wie sie etwa in der Innehabung eines Ausbildungs- oder Arbeitsplatzes, einem festen Wohnsitz,  

einer Sicherstellung des ausreichenden Lebensunterhaltes ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel und dem 

Fehlen von Straffälligkeit  zum Ausdruck kommt (vgl.  BVerwG, Urt.  v. 27.1.2009, 1 C 40/07, juris;  OVG 

Hamburg, Beschl. v. 5.5.2014, a.a.O.).Zum anderen ist maßgeblich, welche Schwierigkeiten für den Ausländer 

–  wiederum unter  Berücksichtigung  seines  Lebensalters  und  seiner  persönlichen  Befähigung  –  mit  einer 

(Re-)Integration in das Land seiner Herkunft bzw. Staatsangehörigkeit verbunden sind. Gesichtspunkte sind 

diesbezüglich vor allem, inwieweit Kenntnisse der dort gesprochenen und geschriebenen Sprache bestehen 

bzw.  erworben  werden  können,  inwieweit  der  Ausländer  mit  den  dortigen  Verhältnissen  vertraut  ist  und  
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inwieweit  er  dort  bei  der  (Wieder-)Eingliederung  auf  Hilfestellung  durch  Verwandte  und  sonstige  Dritte 

rechnen kann, soweit diese erforderlich sein sollte (OVG Hamburg, Beschl. v. 5.5.2014, a.a.O.).

Gemessen an diesem Maßstab ist Frau Y nicht zu einer „faktischen Inländerin geworden“. Zwar nimmt das 

Gericht zu Gunsten des Klägers an, dass durch den langjährigen rechtmäßigen Aufenthalt, das Führen der 

Lebenspartnerschaft  bis  2006,  die  Beziehung zu einem neuen Lebensgefährten seit  2011 sowie durch die 

Berufstätigkeit ein erhebliches Maß an Integration von Frau Y in Deutschland vorliegt. Zu dieser Wertung 

führt insbesondere auch der Umstand, dass der aufenthaltsrechtliche Status von Frau Y durch den Besitz einer 

Niederlassungserlaubnis nach § 9 Abs. 2 AufenthG unbefristet gesichert ist.

Jedoch ist Frau Y in Bezug auf ihren Heimatstaat Ecuador nicht entwurzelt. Die erstmalige Einreise in die  

Bundesrepublik erfolgte nach ihren eigenen Angaben erst im Jahr 1992. Die am 14. September 1962 geborene 

Frau Y verbrachte somit 30 Jahre in Ecuador, hierunter die gesamte prägende Kinder- und Jugendzeit. Sie ist  

der spanischen Sprache mächtig. Es ist auch davon auszugehen, dass sie sich aufgrund des langen Aufenthalts 

in Ecuador zwischen 1962 und 1992, der mehr als die Hälfte ihres Lebens ausmacht, in ihrem Heimatland  

auskennt.  Hierfür spricht  auch,  dass Frau Y nach eigenen Angaben letztmalig im Jahr  2009 zu Besuchs-

zwecken  in  Ecuador  war.  Dass  aufgrund der  2012  vorgenommenen  Geschlechtsumwandlung  wohl  keine 

familiären Bindungen mehr nach Ecuador bestehen, fällt gegenüber dem langen und prägenden Aufenthalt in 

Ecuador, auch aufgrund des fortgeschrittenen Lebensalters von 51 Jahren, nicht maßgeblich ins Gewicht. Es  

ist darüber hinaus nicht ersichtlich, dass es Frau Y unmöglich wäre, einer der derzeitigen beruflichen Tätigkeit  

vergleichbaren Beschäftigung in  Ecuador  nachzugehen.  Zwar  ist  durch die  Erteilung der  Niederlassungs-

erlaubnis staatlicherseits ein berechtigtes Vertrauen von Frau Y darin begründet worden, den Aufenthalt in  

Deutschland fortsetzen zu können. Dieses Vertrauen ist aber von vorneherein nicht darauf gerichtet gewesen, 

dass damit auch gleichzeitig die familiäre Lebensgemeinschaft mit allen hier betrachteten Familienmitgliedern 

dauerhaft in Deutschland geführt werden könne (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 15.1.2014, 3 Bs 322/13 u.a.,  

n.v., S. 6). Vielmehr haben die übrigen Familienmitglieder nur befristete Aufenthaltstitel nach §§ 25 Abs.4,  

Abs. 5 AufenthG sowie § 33 Abs.1 AufenthG erhalten. Der Kläger war noch nie im Besitz eines Aufenthalts-

titels. Ein Vertrauen darein, dass die familiäre Lebensgemeinschaft in Deutschland fortgeführt werden könne, 

war daher von Anfang an nicht begründet worden.

(c)  Auch  die  geltend  gemachten  gesundheitlichen  Probleme,  namentlich  Bluthochdruck  sowie  Nieren-

probleme, sowie ihre Geschlechtsumwandlung und sexuelle Orientierung machen es Frau Y nicht unzumutbar, 

die familiäre Lebensgemeinschaft in Ecuador fortzuführen.

Das erkennende Gericht hat im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes erstens festgestellt, dass weder  

substantiiert vorgetragen noch ersichtlich sei, dass die Erkrankungen von Frau Y, die eine Tätigkeit in Vollzeit  

als Reinigungskraft zulassen, in Ecuador nicht  adäquat behandelt  werden könnten und daher die Ausreise  

unzumutbar sei (VG Hamburg, Beschl. v. 23.10.2013, 9 E 4117/13, n.v. S. 15 f.). Zweitens hat es ausgeführt, 
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dass es zwar in Ecuador Diskriminierungen aufgrund bestimmter sexueller Orientierungen gebe, dass aber 

keine derartigen Beeinträchtigungen wegen der sexuellen Orientierung von Frau Y zu erwarten seien, die es 

ihr unzumutbar machen würden, ggf. ihrer Tochter nach Ecuador zu folgen, zumal die strafrechtliche Verfol -

gung Homosexueller in Ecuador abgeschafft sei und eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts oder der 

sexuellen Orientierung verfassungsmäßig verboten sei (VG Hamburg, Beschl. v. 23.10.2013, a.a.O., S. 16 f.). 

Beide Einschätzungen hat das Hamburgische Oberverwaltungsgericht bestätigt (OVG Hamburg, Beschl.  v. 

15.1.2014,  3  Bs  322/13  u.a.,  n.v.,  S.  6  ff.).  Im vorliegenden  Verfahren  hat  der  Kläger  nicht  weiter  zur  

Unzumutbarkeit der Ausreise von Frau Y aus diesen Gründen vorgetragen. Eine solche Unzumutbarkeit ist 

auch sonst nicht ersichtlich.

(3) Des Weiteren ist das Fortführen der familiären Lebensgemeinschaft in Ecuador für Frau X zumutbar. Dem 

steht nicht entgegen, dass ihre bis zum 9. Februar 2017 gültige Aufenthaltserlaubnis auf Grundlage von § 25 

Abs.  5  AufenthG und  somit  aus  humanitären  Gründen  erteilt  wurde.  Es  ist  davon auszugehen,  dass  die  

Aufenthaltserlaubnis allein unter Berücksichtigung der ursprünglich bestehenden familiären Lebensgemein-

schaft zwischen Frau X und Frau Y erteilt wurde. Da es Frau Y zumutbar ist, diese Lebensgemeinschaft auch 

in Ecuador fortzusetzen, entfällt mithin die Begründung für einen Verbleib von Frau X in Deutschland gemäß 

§ 25 Abs. 5 AufenthG. Frau X ist auch keine „faktische Inländerin geworden“. Unabhängig von der Frage der 

Verwurzelung in Deutschland fehlt  es an einer Entwurzelung in Ecuador. Sie ist  am 24.  Februar 1980 in  

Ecuador geboren und nach eigenen Angaben erstmals am 10. Dezember 2007 in Deutschland eingereist. Sie  

hat somit einen Großteil ihres Lebens in Ecuador verbracht und beherrscht die spanische Sprache. Gründe, die  

einer Reintegration in Ecuador entgegenstünden, sind nicht vorgetragen und auch sonst nicht ersichtlich.

(4) Für die beiden zwei- und fünfjährigen Kinder ... und ..., die beide ecuadorianische Staatsangehörige sind,  

gilt nichts anderes. Minderjährige Kinder ausländischer Eltern teilen grundsätzlich das aufenthaltsrechtliche 

Schicksal ihrer Eltern (OVG Hamburg, Beschl. v. 8.3.2013, 3 Bs 45/13, n.v.; OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v.  

18.12.2012, OVG 3 B 18.11, juris). In aller Regel erscheint es einem in Deutschland geborenen ausländischen 

Kind  zumutbar,  auch  nach  mehrjährigem  Aufenthalt  das  Land  zusammen  mit  seinen  Eltern  wieder  zu  

verlassen  und sich  in  dem Herkunftsland seiner  Eltern  zu  integrieren  (OVG Berlin-Brandenburg,  Urt.  v.  

18.12.2012 a.a.O.). Gründe für ein Abweichen von diesem Grundsatz sind aufgrund des geringen Alters der 

Kinder,  des damit  verbundenen kurzen Aufenthalts  in  Deutschland und der damit  einhergehenden großen 

Integrationsfähigkeit in eine neue Umgebung nicht ersichtlich.

cc)  Eine  außergewöhnliche  Härte  i.S.d.  §  36  Abs.  2  AufenthG  liegt  auch  nicht  deshalb  vor,  weil  die  

Lebensgefährtin des Klägers, Frau X, nicht freiwillig das Bundesgebiet verlassen wird und es deshalb bei 

einer  Ausreise  des  Klägers  zur  faktischen Trennung des  Klägers  von seiner  Lebensgefährtin  und seinem 

Sohn ... kommen wird. Denn eine solche Trennung würde auf dem höchstpersönlichen Entschluss von Frau X 

und ggf. von Frau Y beruhen, das Bundesgebiet nicht zu verlassen, obwohl ihnen dieses rechtlich zumutbar ist. 

Die  Unmöglichkeit  bzw.  Unzumutbarkeit  der  Ausreise  hängt  aber  nicht  von  dem  Einverständnis  der 
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Betroffenen  und  ihrer  subjektiven  Entscheidung  sondern  von  den  objektiven  Umständen  ab  (vgl.  OVG 

Hamburg, Beschl. v. 15.1.2014, 3 Bs 322/13 u.a., n.v., S. 6). Andernfalls hätten es der Ausländer bzw. seine  

ausländischen Familienangehörigen selbst in der Hand, durch ihre eigene Entscheidung die Unmöglichkeit  

bzw. Unzumutbarkeit der Ausreise herbeizuführen.

Vor  diesem Hintergrund  müsste  der  Kläger  die  Entscheidung  seiner  Lebensgefährtin,  nicht  mit  ihm das 

Bundesgebiet zu verlassen und nach Ecuador zurückzukehren, obwohl ihr dies rechtlich zumutbar ist, ebenso 

respektieren,  wie  er  etwa  ihre  höchstpersönliche  Entscheidung,  aus  anderen  Gründen  die  Beziehung  zu 

beenden, hinnehmen müsste. Hinsichtlich des Aufenthaltsbestimmungsrechts in Bezug auf den Sohn ..., für  

den der Kläger und seine Lebensgefährtin die gemeinsame Sorge ausüben, müssten der Kläger und seine 

Lebensgefährtin eine familiengerichtliche Lösung suchen, sollte es insoweit zu Meinungsverschiedenheiten 

kommen (vgl. § 1628 BGB).

2.  Der  Kläger  hat  auch  keinen  Anspruch auf  die  Erteilung einer  Aufenthaltserlaubnis  nach  §  25  Abs.  5  

AufenthG. Gemäß § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG kann einem Ausländer, der vollziehbar ausreisepflichtig ist, 

abweichend von § 11 Abs.  1 AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis erteilt  werden, wenn seine Ausreise aus 

rechtlichen  oder  tatsächlichen  Gründen  unmöglich  ist  und  mit  dem  Wegfall  der  Ausreisehindernisse  in 

absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. Diese Voraussetzungen liegen nicht vor, die Abschiebung ist nicht aus  

rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich. In Fällen des Familiennachzugs ist bei Anwendung des § 

25  Abs.  5  AufenthG  kein  großzügigerer  Maßstab  als  bei  §  36  Abs.  2  AufenthG  anzuwenden,  um  zu 

verhindern, dass die Sperrwirkung des § 11 AufenthG zu einer Privilegierung illegal eingereister Ausländers  

führt (OVG Hamburg, Beschl. v. 27.5.2009, 5 Bf 18/08.Z, juris, Rn. 14). Insoweit ist die Ausreise des Klägers  

aus den genannten Gründen (s.o. 1.) nicht rechtlich unmöglich.

III.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit  

der Entscheidung beruht auf § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.
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